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Geſetz- Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— 


A Nr. 16. e 


(Fr. 7984.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. März 1872., betreffend die Aufſtellung neuer 
Beſoldungs⸗Etats, die Regulirung der Gehalte innerhalb der Etats und 
die Anciennetätsverhältniffe der richterlichen Beamten und der Beamten 
der Staatsanwaltſchaft. 


Au Ihren Bericht vom 19. März d. J. will Ich zur Ausführung des Ge⸗ 
ſeßes, betreffend die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats für 1872., vom 
17. März d. J. mit Bezug auf die von den Häuſern des Landtages bei Be⸗ 
rathung des Etats für die Juſtizverwaltung gefaßten Beſchlüſſe über die Auf⸗ 
ellung neuer Beſoldungs⸗ Etats, die Regulirung der Gehalte innerhalb der 
ats und die Anciennetätsverhältniſſe der richterlichen Beamten und der Be⸗ 
amten der Staatsanwaltſchaft Folgendes beſtimmen: 
1) Die Beſoldungs⸗Etats des Ober⸗Tribunals und des Ober-Appellations. 
Do werden zu einem gemeinſamen Etat vereinigt. Die Mitglieder 
eider Gerichtshöfe, ausſchließlich der Präſidenten und Vizepräſidenten, 
werden in die nach Maßgabe der Geſammtſtellenzahl zu bildenden Ge⸗ 
haltsklaſſen nach ihrer Anciennetät als Räthe des Ober⸗Tribunals, 
beziehungsweiſe des Ober⸗Appellationsgerichts, eingereiht. In Betreff 
derjenigen Räthe des Ober⸗Appellationsgerichts, welche einem der frü⸗ 
heren Ober⸗Appellationsgerichte in den Provinzen Hannover, Heſſen⸗ 
Naſſau und Schleswig⸗Holſtein angehört haben, fol jedoch die Anſtellung 
als Rath dieſer Gerichte der Berufung in einen der jetzigen beiden höch⸗ 
ſten Gerichtshöfe gleichgeachtet werden. 
Die bisherigen ſpeziellen Beſoldungs⸗Etats für die Appellationsgerichte 
zu Kiel, Kaſſel und Wiesbaden werden mit dem allgemeinen Etat der 
Appellationsgerichte im Geltungsbereiche der Verordnung vom 2. Ja-. 
nuar 1849. zu einem Ganzen vereinigt. Die Mitglieder dieſer Gerichte, 
ausſchließlich der Präſidenten und Vizepräſidenten, werden in die nach 
Maßgabe der Geſammtſtellenzahl zu bildenden Gehaltsklaſſen nach ihrem 
Dienſtalter als Appellationsgerichtsräthe eingereiht. Denjenigen Mit⸗ 
gliedern, welche vor ihrem Eintritt in die jetzigen Appellationsgerichte 
einem der früheren Ober⸗Appellations⸗, Appellakions⸗ oder Obergerichte 
in den unter 1. genannten Provinzen als Räthe oder Staatsprokura⸗ 
| toren angehört haben, ſoll zwar das hierdurch begründete Dienſtalter 
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mit in Anrechnung gebracht werden, jedoch mit der Maßgabe, daß den 
ehemaligen Mitgliedern, beziehungsweiſe Staatsprokuratoren der Heſſi⸗ 
ſchen Obergerichte, der Naſſauiſchen Hof und Appellationsgerichte und 
der Holſteiniſchen Oberdikaſterien zu Glückſtadt von jenem Dienſtalter 
ein Zeitraum von vier Jahren in Abzug zu bringen iſt. 
Die Stellen der zweiten Direktoren bei den Stadtgerichten zu Königs⸗ 
berg und Breslau, bei den Stadt» und Kreisgerichten zu Danzig und 
Magdeburg und bei den Kommerz⸗ und Admiralitätskollegien zu Königs⸗ 
berg und Danzig werden mit den Kreisgerichtsdirektorenſtellen für den 
geſammten Geltungsbereich der Verordnung vom 2. Januar 1849. und 
für die Bezirke der Appellationsgerichte zu Kiel, Kaſſel und Wiesbaden 
zu einem gemeinſamen Etat vereinigt. Unbeſchadet der für einzelne 
Stellen durch den Etat gewährten Lokalzulagen, werden die Direktoren 
in die nach der Geſammtzahl der Stellen zu bildenden Gehaltsklaſſen 
nach ihrem Dienſtalter als Beamte der vierten Rangklaſſe eingereiht. 
Dabei wird den ehemaligen Mitgliedern der in den unter 1. genannten 
Provinzen früher beſtandenen Appellations⸗ und Obergerichte ihre dort 
erworbene Anciennetät in derſelben Weiſe zur Anrechnung gebracht, wie 
dies für die Appellationsgerichtsräthe vorgeſchrieben iſt. 
Bei der künftigen Ernennung von Appellationsgerichtsräthen zu Direk 
toren und umgekehrt wird für das Einrücken in eine Gehaltsſtelle des 
anderen Etats lediglich das Dienſtalter als Beamter der vierten Rang⸗ 
klaſſe, beziehungsweiſe mit dem zu 2. und 3. angeordneten vierjährigen 
Abzuge, als maßgebend erachtet. 
In dem Etat des Stadtgerichts zu Berlin hört die bisherige Unterſchei⸗ 
dung 1 befonderen Raths⸗ und Richterſtellen auf. Es kann zwar 
auch künftig einem Theil der Richter bis zu % der Geſammtzahl der 
Karakter als Stadtgerichtsrath verliehen werden. Die Stellen ſämmt⸗ 
licher richterlicher Mitglieder, mit Ausſchluß der Direktoren, ſind jedoch 
nur als Richterſtellen im Etat aufzuführen und die Gehaltsſtufen nach 
Maßgabe der Geſammtzahl zu beſtimmen, dergeſtalt, daß die jetzige 
Vertheilung der Gehalte, ſowie der künftige Eintritt in die neu zu bildenden 
Gehaltsklaſſen ſich lediglich nach dem Dienſtalter als Richter beziehungs- 
weiſe Aſſeſſor in dem bisherigen Sinne entſcheidet. 


Die für das Stadtgericht zu Berlin getroffenen Anordnungen treten auch 


für die Stadtgerichte zu Königsberg und Breslau und für die Stadt- 
und Kreisgerichte zu Magdeburg und Danzig in Kraft. Außerdem 
werden aber die bisherigen ſpeziellen Etats dieſer vier Gerichte, ſowie der 


| Kommerz und Admiralitätskollegien zu Königsberg und Danzig mit den 


Etats der übrigen Gerichte erſter Inſtanz dergeſtalt vereinigt, daß fortan 
in den betreffenden Bezirken, ſowie in den Bezirken aller übrigen Appella⸗ 
tionsgerichte im Geltungsbereich der Verordnung vom 2. Januar 1849. 
und in denen der Appellationsgerichte zu Kiel, Kaſſel und Wiesbaden 
nur je ein Etat für die Mitglieder der Gerichte erſter Inſtanz, aus⸗ 
ſchließlich der Direktoren, beſteht. In dieſen Etats werden die Gehälter 
nach der Geſammtzahl der richterlichen Stellen abgeſtuft, und die lee, 
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Gehaltsvertheilung, ſowie der künftige Eintritt in die neu zu bildenden 
Gehaltsklaſſen erfolgt lediglich nach dem Dienſtalter als Richter, für deſſen 
Beſtimmung es überall bei den bisherigen Grundſätzen ſein Bewenden 
behält. Die für das Kreisgericht zu Berlin gewährten Lokalzulagen 
werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 

7) Für den Geltungsbereich der Verordnung vom 2. Januar 1849. und 
die Bezirke der Appellationsgerichte zu Kiel, Kaſſel und Wiesbaden wer⸗ 
den die Stellen der Ober⸗Staatsanwalte bei den Appellationsgerichten 
zu einem gemeinſamen Etat vereinigt. Die Gehaltsſtufen werden nach 
der Geſammtzahl der Stellen feſtgeſetzt und die Ober⸗Staatsanwalte 
nach ihrem Dienſtalter als Ober⸗Staatsanwalte in die neu zu bildenden 
Klaſſen eingereiht. In demſelben Gebietsumfange wird auch für die 
Staatsanwalte und Staatsanwaltsgehülfen mit Einſchluß der bei den 
Appellationsgerichten angeſtellten, jedoch mit Ausſchluß der erſten Staats⸗ 
anwalte bei den Stadtgerichten zu Berlin, Königsberg und Breslau und 
den Stadt- und Kreisgerichten zu Magdeburg und Danzig, ein gemein⸗ 
ſamer Etat gebildet. Die Gehaltsſtufen werden nach der Geſammtzahl 
der Stellen feſtgeſtellt und es wird das Dienſtalter ſowohl für die 
Staatsanwalte, wie für die Staatsanwaltsgehülfen, ohne Unterſcheidung 
dieſer beiden Beamtenklaſſen, in Beziehung auf die jetzige Gehaltsver⸗ 
theilung und auf künftiges Aufſteigen im Gehalte in derſelben Weiſe, 
wie für die richterlichen Mitglieder der Gerichte erſter Inſtanz, beſtimmt. 
Die Lokalzulagen, welche durch die Etats für den Ober⸗Staatsanwalt 
und die Staatsalwwalte zu Berlin gewährt werden, bleiben von den 
vorſtehenden Beſtimmungen unberührt. 

8) In dem Br des Appellationsgerichtshofes zu Cöln ift für die 
Beamten der Landgerichte ein gemeinſamer Beſoldungs⸗Etat herzuſtellen, 
in welchem die Stellen der richterlichen Mitglieder, ausſchließlich der 
Präſidenten und Kammerpräfidenten, nicht mehr wie bisher nach beſon⸗ 
deren Raths⸗ und Aſſeſſorenſtellen getrennt, ſondern ſämmtlich als 
Richterſtellen aufgeführt und die Gehaltsſtufen nach der Geſammtzahl 
dieſer Stellen beſtimmt werden. Einem Theil der Richter bis zu 2 ihrer 
Geſammtzahl kann Fe: auch künftig der Karakter als 5 
verliehen werden. Doch begründet dieſe Verleihung keinen orzug für 
die jetzige Gehaltsvertheilung und den künftigen Eintritt in die neu zu 
bildenden Gehaltsklaſſen, für welche vielmehr allein das Dienſtalter als 
Richter maßgebend ſein ſoll. In gleicher Weiſe werden für die Staats⸗ 
prokuratoren bei den Landgerichten nach der Geſammtzahl der Stellen 
Gehaltsſtufen gebildet, innerhalb deren die Gehaltsverthellung und das 
Auffteigen in höhere Gehalte erfolgt. Das Dienftalter wird in dieſer 
Beziehung durch den Zeitpunkt der erlangten Richterqualität beſtimmt. 
Daſſelbe findet ſtatt hinſichtlich der Gehalte der Friedensrichter. Für 
diejenigen jedoch, welche angeftellt find, ohne die große Staatsprüfung 
abgelegt zu haben, ſoll ihre Anciennetät auch in der neu zu bildenden 
Reihenfolge der Friedensrichter wie bisher nach dem Alter ihrer Anſtel⸗ 
lung als Friedensrichter feſtgeſetzt werden. 

(Nr. 79847985.) 9) Die 


— 264 — 


9) Die Beſtimmungen Meines Erlaſſes vom 12. November 1860. (Geſetz⸗ 
Samml. S 517.) ſollen fortan auf alle bei den beiden oberſten Gerichts⸗ 
höfen der Monarchie und in den unter 2. bis 8. des gegenwärtigen 
Erlaſſes bezeichneten Landestheilen etatsmäßig angeſtellten Richter An⸗ 
wendung finden. 

10) Die Vorſchriften des Erlaſſes vom 19. März 1850. (Geſetz⸗Samml. 
S. 274.) bleiben, ſoweit ſie nicht durch die vorſtehenden Beſtimmungen 
abgeändert ſind, auch fernerhin in Kraft. 

Die durch die bisherigen Vorſchriften und Anordnungen begründeten, bis 
zum Inkrafttreten des gegenwärtigen Erlaſſes bereits erworbenen Anſprüche der 
richterlichen Beamten auf den dienſtlichen Vorrang in den Kollegien werden durch 
die gegenwärtigen Beſtimmungen nicht berührt. Auch ſoll in denjenigen einzelnen 
Fällen, wo Mitglieder richterlicher Kollegien wegen ihres ſchon früher bekleideten 
gleich hohen oder höheren Dienſtranges mit einem bevorzugten Dienſtalter in die 
Kollegien eingetreten ſind, an dieſer Anciennetät und der daraus folgenden Stel- 
lung in den neuen Etats durch die Vorſchriften unter 1. bis 5. des gegen⸗ 
wärtigen Erlaſſes nichts geändert werden. 

Sie haben dieſen Erlaß durch die Geſetz. Sammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 20. März 1872. 

Wilhelm. 


i Leonhardt. 
An den Juſtizminiſter. 
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(Nr. 7985.) Bekanntmachung, betreffend die der Hannover-Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft 
ertheilte landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betriebe einer Bahn 
von Hildesheim in der Richtung nach Braunſchweig bis zur Landesgrenze, 
ſowie einer Bahn von Grauhof nach Goslar. Vom 22. März 1872. 


Da Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions⸗Urkunde vom 
1. März d. J. der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft zum Bau und 
Betriebe einer Bahn von Hildesheim in der Richtung nach Braunſchweig bis 
zur Landesgrenze, ſowie einer Bahn von Grauhof nach Goslar — unter gleich⸗ 
zeitiger Verleihung des Expropriationsrechtes — die landesherrliche Genehmigung 
zu ertheilen geruht. a 

Die gedachte Allerhöchſte Urkunde gelangt durch das Amtsblatt für 
Hannover zur Veröffentlichung. 
Berlin, den 22. März 1872. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 5 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


